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132.

Auslegung des Art. 13 des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandels-
assoziation

Auf Grund des § 2 Abs. 1 lit. c des Bundesgesetzes über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200,
wird nachstehende vereinbarte Auslegung von Artikel 13 des Übereinkommens zur Errichtung der
Europäischen Freihandelsassoziation (BGBl. Nr. 100/1960) kundgemacht:

(Übersetzung)

VEREINBARTE AUSLEGUNG VON AR-
TIKEL 13 DES ÜBEREINKOMMENS

(genehmigt von den EFTA-Ministern anläßlich ihrer
Tagung am 28. und 29. November 1988)

Der Rat kam überein, daß die Anwendung von
Artikel 13 des Übereinkommens in der Praxis von
folgenden Erwägungen geleitet werden sollte:

Ziel der in Artikel 13 enthaltenen Regeln ist es
sicherzustellen, daß staatliche Beihilfen keine
Handelshemmnisse darstellen, indem unlautere
Wettbewerbsbedingungen zwischen Mitgliedstaa-
ten gefördert werden. Es wird anerkannt, daß
staatliche Beihilfen den Wettbewerb durch ihre
Auswirkungen auf Drittmärkte ebenso stark wie auf
bilaterale Handelsströme verzerren können.

Artikel 13 muß im Rahmen der anderen Bestim-
mungen des Übereinkommens ausgelegt werden. In
Hinblick auf die in Artikel 2 festgelegten Ziele wird
anerkannt, daß staatliche Beihilfen rechtmäßige
Instrumente der Wirtschaftspolitik darstellen, so-
fern sie mit Artikel 13 vereinbar sind. Die Auslegung
von Artikel 13 sollte auch von den Bestimmungen
des Artikels 30 geleitet sein, der festlegt, daß die
Mitgliedstaaten anerkennen, daß die von jedem von
ihnen verfolgte Wirtschafts- und Finanzpolitik die
Wirtschaft anderer Mitgliedstaaten beeinflußt und
daß sie diese Politik in einer solchen Weise
verfolgen, daß die Ziele der Assoziation gefördert
werden.
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Es ist nicht die Absicht von Artikel 13, die
Entscheidungsfreiheit der Mitgliedstaaten einzu-
schränken, staatliche Beihilfen als Bestandteil ihrer
Wirtschaftspolitik einzuführen, sofern diese Maß-
nahmen weder unter Anhang C fallen noch die von
der Errichtung der Assoziation erwarteten Vorteile
vereiteln. Als Freihandelszone anerkennt die EFTA
die Unterschiede in den institutionellen und
wirtschaftlichen Strukturen der Mitgliedstaaten; das
Übereinkommen enthält keine Verpflichtung, staat-
liche Beihilfen zu vereinheitlichen.

Der Rat:
a) genehmigte folgende Auslegung der Bestim-

mungen von Artikel 13:
i) Absatz 1 a) des Artikels legt fest, daß die

Mitgliedstaaten die im Anhang C ange-
führten Arten von Beihilfen für Ausfuh-
ren weder aufrechterhalten noch einfüh-
ren dürfen.

ii) Absatz 1 b) des Artikels verbietet jede
sonstige Art von Beihilfen, deren Haupt-
zweck — ungeachtet ihrer Auswirkungen
— darin besteht, die von der Assoziation
erwarteten Vorteile zu vereiteln. Dieser
Absatz verbietet auch jede sonstige Art
von Beihilfen, deren Hauptwirkung —
ungeachtet ihres Zwecks — darin besteht,
die von der Assoziation erwarteten
Vorteile zu vereiteln. Ein derartiger
Zweck oder eine derartige Auswirkung
kann oft schon festgestellt oder beurteilt
werden, wenn das einschlägige Pro-
gramm oder die einschlägige Maßnahme
offiziell angekündigt wird.

iii) Absatz 2 des Artikels nimmt besonders
auf Beihilfen Bezug, die mit Absatz 1
nicht unvereinbar sind, die jedoch in
bestimmten Fällen geeignet sind, die
Vorteile der Assoziation zu vereiteln,
entweder durch die Umstände, unter
denen die Beihilfe angewandt wird, durch
ihren Inhalt, durch die Art ihrer Anwen-
dung (zB übermäßig oder mißbräuchlich)
oder auf irgendeine andere Weise. Der
Absatz ermöglicht es einer Regierung,
auf dasselbe wie in Artikel 31 dargelegte
Verfahren zurückzugreifen, wenn eine
von einem anderen Mitgliedstaat ge-
währte Beihilfe hemmende Nebenwir-
kungen für den Handel mit diesem oder
irgendeinem anderen Mitgliedstaat mit
sich bringen sollte.

b) kam überein, daß nur jene Maßnahmen als
staatliche Beihilfen eingestuft werden können,
die auf Grund direkter Subventionen zu einem
Nettotransfer von staatlichen Geldmitteln an
den Empfänger führen oder die durch
Steuerbegünstigungen zu einem steuerlichen
Einnahmenentgang führen; Beihilfen, die im
Rahmen von Programmen gewährt werden,
die vollständig von den Begünstigten finan-
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ziert werden, stellen keine Beihilfen im Sinne
von Artikel 13 dar; bei der Beurteilung der
Auswirkungen staatlicher Beihilfen sind die
kumulativen Auswirkungen aller Arten von
Beihilfen, die einem Empfänger gewährt
werden, zu berücksichtigen.

c) kam überein, daß die folgenden Maßnahmen
im allgemeinen außerhalb des Anwendungsbe-
reiches von Artikel 13 fallen:

i) Kredite und Darlehen aus öffentlichen
Haushalten oder von staatlichen Quellen,
wenn die Zins- und Kapitalrückzahlun-
gen mit den aktuellen Marktbedingungen
entsprechen;

ii) Garantien, die von Regierungen oder
staatlichen Stellen gegeben werden, wenn
die Prämien langfristig die Kosten des
Programmes decken;

iii) Eigenkapitalzuführungen seitens der Re-
gierungen oder staatlicher Stellen, wenn
billigerweise erwartet werden kann, daß
die Kapitalerträge zumindest den Kosten
der staatlichen Fremdmittelaufnahme
entsprechen;

iv) steuerliche Maßnahmen, einschließlich
Sozialabgaben, welche als Bestandteil der
allgemeinen nationalen Einkommens-
norm anzusehen sind, wenn sie allen
Unternehmen zugänglich sind und inner-
halb eines Landes einheitlich angewendet
werden.

d) kam überein, daß unbeschadet der Rechte der
Mitgliedstaaten gemäß dem Übereinkommen
folgende Maßnahmen Beispiele für Beihilfen
darstellen, die üblicherweise mit den Bestim-
mungen von Artikel 13 vereinbar sind:

i) Beihilfen für Forschung, Entwicklung
und Innovation, vorausgesetzt, daß
damit die deutliche Absicht verbunden
ist, derartige Aktivitäten zu fördern und
daß derartige Aktivitäten auf vorwettbe-
werblicher Stufe stattfinden; die vor-
wettbewerbliche Stufe umfaßt ange-
wandte Forschung und Entwicklung bis
einschließlich zur Entwicklung eines
ersten Prototyps; derartige Beihilfen
dürfen bis zu einer Höhe von 50% der
Projektkosten oder in Form entspre-
chender differenzierter Steuersätze ge-
währt werden; Grundlagenforschung
kann in einem höheren Ausmaß geför-
dert werden; je größer die Marktnähe
eines Projektes ist, desto geringer sollte
die Förderung sein;

ii) Rationalisierungsbeihilfen zur Struktur-
verbesserung der Industrie in Sektoren
mit Überkapazitäten, durch welche ein
planmäßiger Abbau von Produktion und
Beschäftigung bewirkt werden soll;
derartige Maßnahmen sollten zeitlich
streng begrenzt und von einem Anpas-
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sungsprogramm begleitet sein; bei der
Beurteilung von Überkapazitäten ist die
gesamte internationale Situation und
nicht nur jene des betreffenden Landes
zu berücksichtigen;

iii) allgemeine Exportbeihilfen wie natio-
nale Wochen, Verkaufsausstellungen,
Industriemessen, vorausgesetzt, daß
derartige Beihilfen nicht nur an einzelne
Unternehmen gewährt werden;

iv) Regionalförderung, sofern sie die Be-
dingungen des freien Wettbewerbs nicht
stört; ihr Ziel muß es sein, die
Wirtschaftszweige in Entwicklungsre-
gionen auf ein mit den Wirtschaftszwei-
gen in anderen Teilen des Landes
vergleichbares wirtschaftliches Niveau
zu bringen und nicht die Kapazität in
Sektoren, die bereits an Überkapazitäts-
problemen leiden, zu erhöhen; gegen-
wärtig liegt die Abgrenzung von Ent-
wicklungsregionen, einschließlich der
Regionen mit industriellem Rückgang in
der ausschließlichen Zuständigkeit der
Mitgliedstaaten; diese können ersucht
werden, Statistiken, die die Gründe für
die Festlegung derartiger Gebiete genau
anführen, zur Verfügung zu stellen;

v) Beihilfen in Form allgemeiner öffentli-
cher Dienstleistungen für Handel und
Industrie zu Bedingungen, die keine
bestimmten Sektoren und Unternehmen
begünstigen;

vi) allgemeine Beihilfen zur Schaffung von
neuen Beschäftigungsmöglichkeiten,
vorausgesetzt, daß sich die Arbeitsplätze
nicht in Sektoren befinden, die bereits
von Überkapazität betroffen sind;

vii) Umweltbeihilfen entsprechend dem all-
gemeinen Grundsatz, daß das Verursa-
cherprinzip eingehalten wird; Investitio-
nen, die gezielt dazu bestimmt sind,
Umweltbelastungen zu vermindern,
können bis zu einer Höhe von 25% der
Kosten oder durch entsprechend diffe-
renzierte Steuersätze gefördert werden;
in Anbetracht der Unterschiede in den
Gesetzen und Normen anderer Länder
und ihres potentiellen Einflusses auf
Handel und Wettbewerb ist das Ausmaß
der Förderung einzelner Wirtschafts-
zweige laufend zu überprüfen;

viii) Beihilfen an Klein- und Mittelbetriebe,
wenn damit bezweckt wird, die Nach-
teile, die unmittelbar mit der Größe des
betreffenden Betriebes in Zusammen-
hang stehen, auszugleichen; als derar-
tige Betriebe gelten solche mit höchstens
100 Arbeitnehmern und einem Jahres-
umsatz von weniger als 10 Millionen
ECU.
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e) kam überein, daß unbeschadet der Rechte der
Mitgliedstaaten gemäß dem Übereinkommen
folgende Maßnahmen Beispiele für Beihilfen
darstellen, die in der Regel mit den Bestim-
mungen von Artikel 13 nicht vereinbar sind:

i) Beihilfen, die entweder direkt oder durch
Verzicht auf öffentliche Einnahmen
Betriebsverluste abdecken;

ii) Eigenkapitalzuführungen an Unterneh-
men, sofern sie die gleiche Wirkung wie
Beihilfen zur Abdeckung von Betriebs-
verlusten besitzen;

iii) Produktionsbeihilfen in Problemsektoren
mit strukturellen Überkapazitäten oder
an Unternehmen, die sich in Schwierig-
keiten befinden, wenn diese Beihilfen
nicht durch Anpassungsprogramme be-
gleitet und zeitlich streng befristet sind;

iv) Rettungsbeihilfen an bestimmte Firmen,
außer Überbrückungshilfen zwecks Ent-
wicklung langfristiger Lösungen und zur
Vermeidung akuter sozialer Probleme;

v) Beihilfen, einschließlich indirekter Steu-
ern, durch welche im Inland hergestellte
Waren gegenüber vergleichbaren in an-
deren Mitgliedstaaten hergestellten Wa-
ren, oder inländische Unternehmen ge-
genüber Unternehmen, die in Überein-
stimmung mit den Bestimmungen von
Artikel 16 und mit dem Bergen-Überein-
kommen errichtet wurden, begünstigt
werden.

f) kam überein, daß die Frage, ob ein erwarteter
Vorteil im Sinne von Artikel 13 in Mitleiden-
schaft gezogen wird, im Zusammenhang mit
den vom Abbau oder vom Nichtvorhanden-
sein von Zöllen und mengenmäßigen Be-
schränkungen erwarteten Vorteilen gesehen
werden muß. In diesem Zusammenhang
wurde in Erinnerung gerufen, daß es eines der
Ziele der Assoziation, wie im Artikel 2 des
Übereinkommens festgelegt, ist zu gewährlei-
sten, daß der Handel zwischen den Mitglied-
staaten unter redlichen Wettbewerbsbedin-
gungen erfolgt. Man kam somit überein, daß
ein Mitgliedstaat der Assoziation auf Ersu-
chen eines anderen in Konsultationen über
Wege und Mittel eintreten wird, verzerrende
Beihilfen abzuschaffen oder abzuändern,
wenn diese Beihilfen voraussichtlich die
Aufrechterhaltung oder Entwicklung de:;
Handels der Mitgliedstaaten unter redlichen
Wettbewerbsbedingungen behindern. Wenn
nicht ein für alle betroffenen Vertragsparteien
befriedigendes Ergebnis erreicht wird, kann
ein Mitgliedstaat das im Übereinkommen
vorgesehene Verfahren in Anspruch nehmen,
indem diesbezüglich begründete Forderungen
vorgebracht werden. Mitgliedstaaten, deren

88
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Einführung oder Aufrechterhaltung von Bei-
hilfenmaßnahmen zu einem derartigen Ver-
fahren Anlaß geben, können aufgefordert
werden, geeignete Informationen bereitzustel-
len, die nachweisen, daß die dem Handel
zugrundeliegenden Wettbewerbsbedingungen
nicht verzerrt sind.

g) kam überein, daß eine Zusammenarbeit
zwischen den Mitgliedstaaten bezüglich der
Einführung und Anwendung von Beihilfen-
maßnahmen notwendig ist und daß staatliche
Beihilfen entsprechend den Regeln der Rats-
entscheidung Nr. 10/1987 *) weiterhin über-
prüft werden.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 198/1988

Riegler

133.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Anlage wird genehmigt.

Resolution betreffend Änderungen der Satzung des Zwischenstaatlichen Komitees für
Auswanderung samt Anlage

Der Bundespräsident erklärt im Namen der Republik Österreich die Annahme der mit Entschließung
des Rates Nr. 724 (LV) vom 20. Mai 1987 beschlossenen Änderungen der Satzung des Zwischenstaatlichen
Komitees für Auswanderung.

(Übersetzung)

ENTSCHLIESSUNG
Nr. 724 (LV)

ÄNDERUNGEN DER SAT-
ZUNG

(vom Rat auf seiner 364. Sitzung
am 20. Mai 1987 angenommen)

DER RAT -

UNTER HINWEIS DAR-
AUF, daß die Satzung des Ko-
mitees am 19. Oktober 1953 an-
genommen wurde und am
30. November 1954 in Kraft trat,

EINGEDENK der Notwen-
digkeit, die Satzung zu ändern,
damit das Komitee über einen
angemessenen rechtlichen Rah-
men verfügen kann, um seinen
internationalen Verantwortlich-
keiten gerecht zu werden,

EINGEDENK seiner Ent-
schließung Nr. 698 (LII) vom
21. November 1985, in der er die
Einsetzung einer offenen Arbeits-
gruppe aus Vertretern interessier-
ter Mitgliedsregierungen zum
Zweck der Überprüfung der von
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der Verwaltung und von Mit-
gliedsregierungen vorgelegten
Vorschläge zur Änderung der
Satzung sowie der Erarbeitung
von Empfehlungen beschloß,

SOWIE EINGEDENK seiner
Entschließung Nr. 712 (LIV) vom
26. November 1986, durch die der
Generaldirektor ermächtigt wird,
die Mitgliedsregierungen, wenn
es für angemessen erachtet wird,
zu einer außerordentlichen
Tagung des Rates einzuberufen,
damit die notwendigen Maßnah-
men in bezug auf die Änderungs-
vorschläge zur Satzung getroffen
werden können,

NACH EINGANG UND
PRÜFUNG der Änderungsvor-
schläge, die in dem vom General-
direktor vorgelegten Bericht der
Arbeitsgruppe (MC/1554) ent-
halten sind,

IM HINBLICK DARAUF, daß
Artikel 29 Absatz 1 der Satzung,
wonach der Wortlaut von Ände-
rungsvorschlägen zur Satzung
den Mitgliedsregierungen späte-
stens drei Monate vor ihrer
Prüfung durch den Rat mitzutei-
len ist, ordnungsgemäß eingehal-
ten worden ist,

IN DER ERWÄGUNG, daß
die Änderungsvorschläge keine
neuen Verpflichtungen für Mit-
glieder mit sich bringen,

HANDELND auf Grund des
Artikels 29 Absatz 2 der Satzung

NIMMT die in der Anlage
dieser Entschließung angegebe-
nen Änderungen der Satzung AN,
wobei der englische, französische
und spanische Wortlaut gleicher-
maßen authentisch ist;

FORDERT die Mitgliedsregie-
rungen AUF, diese Änderungen
sobald wie möglich nach Maß-
gabe ihrer verfassungsrechtlichen
Verfahren anzunehmen und dies
dem Generaldirektor zu notifizie-
ren.
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ANLAGE

SATZUNG
DER

INTERNATIONALEN
ORGANISATION

FÜR WANDERUNG

SATZUNG

PRÄAMBEL

DIE HOHEN VERTRAGS-
PARTEIEN -

EINGEDENK

der am 5. Dezember 1951 von
der Auswanderungskonferenz in
Brüssel angenommenen Ent-
schließung,

IN DER ERKENNTNIS,

daß für die Sicherstellung eines
geordneten Verlaufs der Wande-
rungsbewegungen überall in der
Welt und für die Erleichterung
der unter den günstigsten Bedin-
gungen durchzuführenden An-
siedlung und Eingliederung der
Einwanderer in das wirtschaftli-
che und soziale Gefüge des
Aufnahmelandes oftmals die Be-
reitstellung von Ein- und Auswan-
derungsdiensten auf internationa-
ler Ebene erforderlich ist,

daß ähnliche Ein- und Auswan-
derungsdienste auch für die zeit-
lich begrenzte Auswanderung, die
Rückwanderung und die Wande-
rung innerhalb einer Region er-
forderlich sein können,

daß zur internationalen Wan-
derung auch diejenige von Flücht-
lingen, Verschleppten und ande-
ren Personen gehört, die zum
Verlassen ihrer Heimatländer ge-
zwungen sind und internationale
Ein- und Auswanderungsdienste
benötigen,

daß es erforderlich ist, die
Zusammenarbeit von Staaten und
internationalen Organisationen
zur Erleichterung der Auswande-
rung von Personen zu fördern, die
nach Ländern auswandern wol-
len, wo sie durch ihre Arbeit ihr
Auskommen finden und mit ihren
Familien in Würde und Selbstach-
tung leben können,

daß die Wanderung die Schaf-
fung neuer wirtschaftlicher Mög-
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lichkeiten in Aufnahmeländern
fördern könnte und daß zwischen
der Wanderung und den wirt-
schaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Bedingungen in den Ent-
wicklungsländern ein Zusammen-
hang besteht,

daß bei der Zusammenarbeit
und anderen internationalen
Maßnahmen in bezug auf die
Wanderung die Bedürfnisse der
Entwicklungsländer berücksich-
tigt werden sollten,

daß es erforderlich ist, die
Zusammenarbeit von Staaten und
staatlichen und nichtstaatlichen
internationalen Organisationen
auf dem Gebiet der Forschung
und Konsultation im Zusammen-
hang mit Wanderungsfragen nicht
nur in bezug auf den Vorgang der
Wanderung, sondern auch in
bezug auf die konkrete Lage und
die konkreten Bedürfnisse des
Ein- und Auswanderers als
menschliches Wesen zu fördern,

daß die Beförderung der Aus-
wanderer soweit wie möglich mit
den normalen Verkehrslinien
durchgeführt werden sollte, daß
jedoch gelegentlich zusätzliche
oder andersartige Einrichtungen
notwendig sind,

daß zwischen Staaten und
staatlichen und nichtstaatlichen
internationalen Organisationen in
bezug auf Wanderungs- und
Flüchtlingsfragen eine enge Zu-
sammenarbeit und Koordinierung
bestehen sollte,

daß die internationale Finan-
zierung von Tätigkeiten im Zu-
sammenhang mit der internatio-
nalen Wanderung erforderlich ist

ERRICHTEN HIERMIT

die INTERNATIONALE OR-
GANISATION FÜR WANDE-
RUNG, im folgenden als Organi-
sation bezeichnet, und

NEHMEN DIESE SAT-
ZUNG AN.
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KAPITEL I - ZIELE UND
AUFGABEN

Artikel 1

1. Die Organisation hat fol-
gende Ziele und Aufgaben:

a) Maßnahmen für die organi-
sierte Beförderung von Aus-
wanderern, für welche die
bestehenden Einrichtungen
unzureichend sind oder die
sonst nicht ohne besondere
Unterstützung ausreisen
könnten, nach Ländern zu
treffen, in denen sich Mög-
lichkeiten für eine geord-
nete Einwanderung bieten;

b) sich mit der organisierten
Beförderung von Flüchtlin-
gen, Verschleppten und an-
deren internationale Ein-
und Auswanderungsdienste
benötigenden Personen zu
befassen, für die Vereinba-
rungen zwischen der Orga-
nisation und den beteiligten
Staaten einschließlich derje-
nigen getroffen werden
können, die sich zur Auf-
nahme verpflichten;

c) auf Ersuchen der beteiligten
Staaten und im Einverneh-
men mit ihnen Ein- und
Auswanderungsdienste wie
Anwerbung, Auswahl, Vor-
bereitung, Sprachunterricht,
Orientierungsveranstaltun-
gen, ärztliche Untersu-
chung, Arbeitsvermittlung,
Tätigkeiten zur Erleichte-
rung der Aufnahme und
Eingliederung und Bera-
tungsdienste für Wande-
rungsfragen zur Verfügung
zu stellen sowie sonstige
Hilfe zu leisten, die mit den
Zielen der Organisation in
Einklang steht;

d) auf Ersuchen von Staaten
oder in Zusammenarbeit mit
anderen interessierten inter-
nationalen Organisationen
ähnliche Dienste für die
freiwillige Rückwanderung
einschließlich der auf der
Grundlage der Freiwilligkeit
erfolgenden Heimschaffung
zur Verfügung zu stellen;

e) Staaten sowie internationa-
len und anderen Organisa-
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tionen ein Forum für den
Austausch von Ansichten
und Erfahrungen und für
die Förderung der Zusam-
menarbeit und der Koordi-
nierung von Maßnahmen im
Hinblick auf internationale
Wanderungsfragen ein-
schließlich Untersuchungen
über solche Fragen zur
Erarbeitung praktischer Lö-
sungen zur Verfügung zu
stellen.

2. Bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben arbeitet die Organisa-
tion mit staatlichen und nicht-
staatlichen internationalen Orga-
nisationen, die sich mit Wande-
rungs- und Flüchtlingsfragen so-
wie mit Fragen des Arbeitskräfte-
potentials befassen, eng zusam-
men, u. a. um die Koordinierung
internationaler Tätigkeiten auf
diesen Gebieten zu erleichtern.
Diese Zusammenarbeit wird unter
gegenseitiger Achtung der Zu-
ständigkeiten der beteiligten Or-
ganisationen durchgeführt.

3. Die Organisation erkennt an,
daß die Überwachung der Zulas-
sungsbedingungen und die Zahl
der zuzulassenden Einwanderer
in die Zuständigkeit der einzelnen
Staaten fällt; sie wird bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben
die Rechts- und sonstigen Vor-
schriften sowie die Politik der
beteiligten Staaten beachten.

KAPITEL II - MITGLIED-
SCHAFT

Artikel 2

Mitglieder der Organisation
sind

a) die Staaten, die Mitglieder
der Organisation sind und
diese Satzung nach Arti-
kel 34 angenommen haben
oder auf die Artikel 35 An-
wendung findet;

b) andere Staaten, die ihr In-
teresse am Grundsatz der
Freizügigkeit bewiesen ha-
ben und sich zumindest
verpflichten, zu den Verwal-
tungsausgaben der Organi-
sation einen finanziellen
Beitrag zu leisten, dessen
Satz zwischen dem Rat und
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dem betreffenden Staat ver-
einbart wird; hierzu ist ein
mit Zweidrittelmehrheit ge-
faßter Beschluß des Rates
und die vorherige Annahme
dieser Satzung durch den
betreffenden Staat erforder-
lich.

Artikel 3

Jeder Mitgliedstaat kann seinen
Austritt aus der Organisation mit
Wirkung zum Ende eines Haus-
haltsjahres notifizieren. Die Noti-
fikation muß schriftlich erfolgen
und dem Generaldirektor der
Organisation spätestens vier Mo-
nate vor Ende des Haushaltsjah-
res zugehen. Ein Mitgliedstaat,
der seinen Austritt notifiziert hat,
muß seine finanziellen Verpflich-
tungen gegenüber der Organisa-
tion für das volle Haushaltsjahr
erfüllen, in dem die Notifikation
erfolgt.

Artikel 4

1. Kommt ein Mitgliedstaat
während zweier aufeinanderfol-
gender Haushaltsjahre seinen fi-
nanziellen Verpflichtungen ge-
genüber der Organisation nicht
nach, so kann der Rat durch einen
mit Zweidrittelmehrheit gefaßten
Beschluß die Stimmrechte und —
ganz oder teilweise — die Dien-
ste, auf die dieser Mitgliedstaat
Anspruch hat, aussetzen. Der Rat
ist befugt, solche Stimmrechte und
Dienste durch einen mit einfacher
Mehrheit gefaßten Beschluß wie-
derherzustellen.

2. Ein Mitgliedstaat, der die
Grundsätze dieser Satzung be-
harrlich verletzt, kann durch
einen mit Zweidrittelmehrheit ge-
faßten Beschluß des Rates vor-
übergehend von der Mitglied-
schaft ausgeschlossen werden.
Der Rat ist befugt, die Mitglied-
schaft durch einen mit einfacher
Mehrheit gefaßten Beschluß wie-
derherzustellen.

KAPITEL III - ORGANE

Artikel 5

Die Organe der Organisation
sind
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a) der Rat,

b) der Exekutivausschuß,

c) die Verwaltung.

KAPITEL IV - RAT

Artikel 6

Neben den in anderen Bestim-
mungen dieser Satzung bezeich-
neten Aufgaben hat der Rat die
Aufgabe,

a) die Zielsetzung der Organi-
sation zu bestimmen;

b) die Berichte des Exekutiv-
ausschusses zu prüfen und
seine Tätigkeit zu genehmi-
gen und zu leiten;

c) die Berichte des Generaldi-
rektors zu prüfen und seine
Tätigkeit zu genehmigen
und zu leiten;

d) das Programm, den Haus-
haltsplan, die Ausgaben und
die Rechnungsführung der
Organisation zu prüfen und
zu genehmigen;

e) alle sonstigen geeigneten
Maßnahmen zur Verwirkli-
chung der Ziele der Organi-
sation zu treffen.

Artikel 7

1. Der Rat besteht aus Vertre-
tern der Mitgliedstaaten.

2. Jeder Mitgliedstaat benennt
einen Vertreter und die von ihm
für erforderlich erachteten Stell-
vertreter und Berater.

3. Jeder Mitgliedstaat verfügt
im Rat über eine Stimme.

Artikel 8

Der Rat kann Nichtmitglied-
staaten und staatliche oder nicht-
staatliche internationale Organi-
sationen, die sich mit Wande-
rungs- oder Flüchtlingsfragen
oder mit Fragen des Arbeitskräf-
tepotentials befassen, auf ihren
Antrag als Beobachter zu seinen
Sitzungen unter Bedingungen zu-
lassen, die er in seiner Geschäfts-
ordnung vorschreibt. Diese Beob-
achter haben kein Stimmrecht.
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Artikel 9

1. Der Rat tritt einmal jährlich
zu einer ordentlichen Tagung
zusammen.

2. Der Rat tritt zu einer
außerordentlichen Tagung zu-
sammen, wenn dies

a) von einem Drittel seiner
Mitglieder;

b) vom Exekutivausschuß;
c) in dringenden Fällen vom

Generaldirektor oder vom
Ratsvorsitzenden beantragt
wird.

3. Der Rat wählt zu Beginn
jeder ordentlichen Tagung einen
Vorsitzenden und die sonstigen
Vorstandsmitglieder für jeweils
ein Jahr.

Artikel 10

Der Rat kann alle zur ord-
nungsgemäßen Wahrnehmung
seiner Aufgaben erforderlichen
Unterausschüsse einsetzen.

Artikel 11

Der Rat gibt sich eine Ge-
schäftsordnung.

KAPITEL V - EXEKUTIV-
AUSSCHUSS

Artikel 12

Der Exekutivausschuß hat die
Aufgabe,

a) die Zielsetzung, die Pro-
gramme und Tätigkeiten der
Organisation, die Jahresbe-
richte des Generaldirektors
und alle Sonderberichte zu
prüfen und zu überprüfen;

b) alle in die Zuständigkeit des
Rates fallenden Finanz- und
Haushaltsfragen zu prüfen;

c) über alle Angelegenheiten
einschließlich der Revision
des Haushaltsplanes zu be-
raten, die ihm der Rat
ausdrücklich vorlegt und
alle für erforderlich erachte-
ten diesbezüglichen Maß-
nahmen zu treffen;

d) den Generaldirektor in allen
Angelegenheiten zu beraten,
die dieser ihm vorlegt;
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e) zwischen den Tagungen des
Rates alle dringenden Be-
schlüsse über in die Zustän-
digkeit des Rates fallende
Fragen zu fassen; diese
Beschlüsse werden dem Rat
auf seiner nächsten Tagung
zur Genehmigung vorge-
legt;

f) dem Rat oder dem General-
direktor von sich aus Gut-
achten oder Vorschläge vor-
zulegen;

g) dem Rat Berichte und/oder
Empfehlungen zu den be-
handelten Fragen zu über-
mitteln.

Artikel 13

1. Der Exekutivausschuß be-
steht aus den Vertretern von neun
Mitgliedstaaten. Diese Zahl kann
durch einen mit Zweidrittelmehr-
heit gefaßten Beschluß des Rates
erhöht werden, darf jedoch ein
Drittel der Gesamtzahl der Mit-
glieder der Organisation nicht
übersteigen.

2. Diese Mitgliedstaaten wer-
den vom Rat für jeweils zwei
Jahre gewählt und sind wieder-
wählbar.

3. Jedes Mitglied des Exekutiv-
ausschusses benennt einen Vertre-
ter und die von ihm für erforder-
lich erachteten Stellvertreter und
Berater.

4. Jedes Mitglied des Exekutiv-
ausschusses verfügt über eine
Stimme.

Artikel 14

1. Der Exekutivausschuß tritt;
mindestens einmal jährlich zu-
sammen. Nach Bedarf tritt er zur
Wahrnehmung seiner Aufgaben
zusammen, wenn dies

a) von seinem Vorsitzenden,
b) vom Rat,
c) vom Generaldirektor nach

Konsultierung des Ratsvor-
sitzenden,

d) von der Mehrheit seiner
Mitglieder

beantragt wird.

2. Der Exekutivausschuß wählt
aus seiner Mitte einen Vorsitzen-
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den und einen stellvertretenden
Vorsitzenden für jeweils ein Jahr.

Artikel 15

Der Exekutivausschuß kann
vorbehaltlich einer Überprüfung
durch den Rat alle zur ordnungs-
gemäßen Wahrnehmung seiner
Aufgaben erforderlichen Unter-
ausschüsse einsetzen.

Artikel 16

Der Exekutivausschuß gibt sich
eine Geschäftsordnung.

KAPITEL VI - VERWAL-
TUNG

Artikel 17

Die Verwaltung besteht aus
einem Generaldirektor, einem
stellvertretenden Generaldirektor
und dem vom Rat bestimmten
Personal.

Artikel 18

1. Der Generaldirektor und der
stellvertretende Generaldirektor
werden vom Rat mit Zweidrittel-
mehrheit gewählt; sie können
wiedergewählt werden. Ihre
Amtszeit beträgt in der Regel fünf
Jahre, kann jedoch in Ausnahme-
fällen kürzer sein, wenn der Rat
dies mit Zweidrittelmehrheit be-
schließt. Sie sind auf Grund von
Verträgen tätig, die vom Rat
genehmigt und im Namen der
Organisation vom Ratsvorsitzen-
den unterzeichnet werden.

2. Der Generaldirektor ist dem
Rat und dem Exekutivausschuß
verantwortlich. Dem Generaldi-
rektor obliegen die Verwaltungs-
arbeiten und die Geschäftsfüh-
rung der Organisation nach Maß-
gabe dieser Satzung, der allgemei-
nen Zielsetzung und der Be-
schlüsse des Rates und des Exeku-
tivausschusses sowie der von ih-
nen erlassenen Vorschriften. Der
Generaldirektor macht Vor-
schläge für geeignete Maßnah-
men des Rates.
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Artikel 19

Der Generaldirektor ernennt
das Personal der Verwaltung nach
Maßgabe des vom Rat angenom-
menen Personalstatuts.

Artikel 20

1. Bei der Wahrnehmung ihrer
Dienstobliegenheiten dürfen der
Generaldirektor, der stellvertre-
tende Generaldirektor und das
Personal weder von einem Staat
noch von einer sonstigen Stelle
außerhalb der Organisation Wei-
sungen erbitten oder entgegen-
nehmen. Sie haben sich jeder
Handlung zu enthalten, die sich
nachteilig auf ihre Stellung als
internationale Bedienstete auswir-
ken könnte.

2. Jeder Mitgliedstaat verpflich-
tet sich, den ausschließlich inter-
nationalen Charakter der Verant-
wortlichkeiten des Generaldirek-
tors, des stellvertretenden Gene-
raldirektors und des Personals zu
achten und nicht zu versuchen, sie
bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben zu beeinflussen.

3. Leistungsfähigkeit, fachliche
Eignung und Rechtschaffenheit
gelten als wesentliche Vorausset-
zungen für die Einstellung und
Beschäftigung des Personals; von
besonderen Umständen abgese-
hen, ist dieses aus den Angehöri-
gen der Mitgliedstaaten der Or-
ganisation auszuwählen, wobei
der Grundsatz der gerechten
geographischen Verteilung zu be-
rücksichtigen ist.

Artikel 21

Der Generaldirektor ist bei
allen Tagungen des Rates, des
Exekutivausschusses und der Un-
terausschüsse anwesend oder läßt
sich durch den stellvertretenden
Generaldirektor oder einen ande-
ren benannten Bediensteten ver-
treten. Der Generaldirektor oder
der benannte Stellvertreter kann
sich an der Aussprache beteiligen
hat jedoch kein Stimmrecht.
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Artikel 22

Auf der ersten ordentlichen
Tagung des Rates nach Ablauf
jedes Haushaltsjahrs legt der
Generaldirektor dem Rat durch
den Exekutivausschuß einen Be-
richt über die Arbeit der Organi-
sation vor; darin wird die Tätig-
keit der Organisation während
des abgelaufenen Jahres ausführ-
lich dargelegt.

KAPITEL VII - SITZ

Artikel 23

1. Sitz der Organisation ist
Genf. Der Rat kann mit Zweidrit-
telmehrheit beschließen, den Sitz
an einen anderen Ort zu verlegen.

2. Die Sitzungen des Rates und
des Exekutivausschusses finden in
Genf statt, sofern nicht zwei
Drittel der Mitglieder des Rates
bzw. des Exekutivausschusses be-
schließen, an einem anderen Ort
zusammenzutreten.

KAPITEL VIII - FINANZEN

Artikel 24

Der Generaldirektor legt dem
Rat durch den Exekutivausschuß
einen Jahreshaushaltsplan vor, in
dem die Verwaltungs- und Be-
triebsausgaben und die voraus-
sichtlichen Einnahmen der Orga-
nisation, etwa erforderliche Er-
gänzungsvoranschläge sowie die
Jahres- oder Sonderabrechnun-
gen der Organisation aufgeführt
sind.

Artikel 25

1. Die zur Deckung der Ausga-
ben der Organisation erforderli-
chen Mittel werden aufgebracht,

a) soweit es sich um den
Verwaltungshaushalt han-
delt, durch Geldbeiträge der
Mitgliedstaaten, die am An-
fang des jeweiligen Haus-
haltsjahrs fällig und unver-
züglich zu zahlen sind;
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b) soweit es sich um den
Betriebshaushalt handelt,
durch Geld- oder Sachbei-
träge oder Dienstleistungen
der Mitgliedstaaten, anderer
Staaten, staatlicher oder
nichtstaatlicher internatio-
naler Organisationen, ande-
rer Rechtsträger oder Pri-
vatpersonen; diese Beiträge
sind so früh wie möglich
und in voller Höhe vor Ende
des jeweiligen Haushalts-
jahrs zu leisten.

2. Die Mitgliedstaaten leisten
zum Verwaltungshaushalt der
Organisation einen Beitrag, des-
sen Satz zwischen dem Rat und
dem betreffenden Mitgliedstaat
vereinbart wird.

3. Die Beiträge zu den Betriebs-
ausgaben der Organisation sind
freiwillig; jeder zum Betriebs-
haushalt Beitragende kann gegen-
über der Organisation im Ein-
klang mit den Zielen und Aufga-
ben der Organisation bestimmen,
wie seine Beiträge verwendet
werden sollen.

4. a) Alle am Sitz entstehen-
den und alle sonstigen
Verwaltungsausgaben
mit Ausnahme derjeni-
gen, die der Wahrneh-
mung der in Artikel 1
Absatz 1 Buchstaben c
und d bezeichneten Auf-
gaben dienen, sind im
Verwaltungshaushalt zu
verbuchen;

b) alle Betriebsausgaben so-
wie die Verwaltungsaus-
gaben, die der Wahrneh-
mung der in Artikel 1
Absatz 1 Buchstaben c
und d bezeichneten Auf-
gaben dienen, sind im
Betriebshaushalt zu ver-
buchen.

5. Der Rat trägt für eine
leistungsfähige und wirtschaftli-
che Verwaltung Sorge.
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Artikel 26

Der Rat stellt eine Finanzord-
nung auf.

KAPITEL IX - RECHTS-
STELLUNG

Artikel 27

Die Organisation besitzt
Rechtspersönlichkeit. Sie verfügt
über die zur Wahrnehmung ihrer
Aufgaben und zur Verwirkli-
chung ihrer Ziele notwendige
Rechtsfähigkeit; sie hat insbeson-
dere die Fähigkeit, entsprechend
dem Recht des betreffenden Staa-
tes a) Verträge zu schließen, b)
bewegliches und unbewegliches
Vermögen zu erwerben und dar-
über zu verfügen, c) private und
öffentliche Mittel entgegenzu-
nehmen und zu verausgaben, d)
vor Gericht zu stehen.

Artikel 28

1. Die Organisation genießt die
zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben und zur Verwirklichung ihrer
Ziele erforderlichen Vorrechte
und Immunitäten.

2. Die Vertreter der Mitglied-
staaten, der Generaldirektor, der
stellvertretende Generaldirektor
und das Personal der Verwaltung
genießen ebenfalls die zur unge-
hinderten Wahrnehmung ihrer
Aufgaben im Zusammenhang mit
der Organisation erforderlichen
Vorrechte und Immunitäten.

3. Diese Vorrechte und Immu-
nitäten werden in Abkommen
zwischen der Organisation und
den beteiligten Staaten oder durch
andere von diesen Staaten getrof-
fene Maßnahmen festgelegt.

KAPITEL X - VERSCHIEDE-
NES

Artikel 29

1. Soweit in dieser Satzung
oder in den vom Rat oder vom
Exekutivausschuß erlassenen
Vorschriften nicht ausdrücklich
etwas anderes bestimmt ist, wer-
den alle Beschlüsse des Rates, des
Exekutivausschusses und aller
Unterausschüsse mit einfacher
Mehrheit gefaßt.
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2. Die Mehrheiten, die in dieser
Satzung oder in den vom Rat oder
vom Exekutivausschuß erlassenen
Vorschriften vorgesehen sind, be-
ziehen sich auf die anwesenden
und an der Abstimmung teilneh-
menden Mitglieder.

3. Eine Abstimmung ist nur
gültig, wenn die Mehrheit der
Mitglieder des Rates, des Exeku-
tivausschusses oder des betreffen-
den Unterausschusses anwesend
ist.

Artikel 30

1. Den Wortlaut von Ände-
rungsvorschlägen zu dieser Sat-
zung teilt der Generaldirektor den
Regierungen der Mitgliedstaaten
spätestens drei Monate vor ihrer
Prüfung durch den Rat mit.

2. Die Änderungen treten in
Kraft, wenn sie von zwei Dritteln
der Mitglieder des Rates beschlos-
sen und von zwei Dritteln der
Mitgliedstaaten nach Maßgabe
ihrer verfassungsrechtlichen Ver-
fahren angenommen worden
sind; jedoch treten Änderungen,
die neue Verpflichtungen für
Mitglieder mit sich bringen, für
ein Mitglied erst in Kraft, wenn
sie von diesem Mitglied angenom-
men werden.

Artikel 31

Jede Streitigkeit über die Ausle-
gung oder Anwendung dieser
Satzung, die nicht durch Ver-
handlungen oder durch einen mit
Zweidrittelmehrheit gefaßten Be-
schluß des Rates beigelegt wird,
ist dem Internationalen Gerichts-
hof nach Maßgabe seines Statuts
zu unterbreiten, sofern nicht die
beteiligten Mitgliedstaaten inner-
halb einer angemessenen Frist
eine andere Art der Beilegung
vereinbaren.

Artikel 32

Vorbehaltlich der Genehmi-
gung durch zwei Drittel der
Mitglieder des Rates kann die
Organisation von jeder anderen
internationalen Organisation
oder Einrichtung, deren Ziele und
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Tätigkeiten in ihren Zuständig-
keitsbereich fallen, diejenigen Tä-
tigkeiten, Einkünfte und Ver-
pflichtungen übernehmen, die
durch internationale Überein-
kunft oder durch beiderseitig
annehmbare Vereinbarungen
zwischen den zuständigen Stellen
der betreffenden Organisationen
bestimmt werden.

Artikel 33

Der Rat kann mit Dreiviertel-
mehrheit seiner Mitglieder die
Auflösung der Organisation be-
schließen.

Artikel 34

Diese Satzung tritt für diejeni-
gen Mitgliedsregierungen des
Zwischenstaatlichen Komitees für
Europäische Auswanderung, die
sie nach Maßgabe ihrer verfas-
sungsrechtlichen Verfahren ange-
nommen haben, am Tag der
ersten Sitzung des Komitees in
Kraft, nachdem

a) mindestens zwei Drittel der
Mitglieder des Komitees
und

b) eine Anzahl von Mitglie-
dern, deren Beiträge minde-
stens 75 vH des Verwal-
tungshaushalts darstellen,

dem Direktor die Annahme der
Satzung notifiziert haben.

Artikel 35

Die Mitgliedsregierungen des
Zwischenstaatlichen Komitees für
Europäische Auswanderung, die
im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieser Satzung dem Direktor
nicht deren Annahme notifiziert
haben, können ein Jahr lang nach
diesem Zeitpunkt Mitglieder des
Komitees bleiben, wenn sie nach
Artikel 25 Absatz 2 einen Beitrag
zu den Verwaltungsausgaben des
Komitees leisten; während dieser
Zeit behalten sie das Recht, die
Satzung anzunehmen.
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Artikel 36

Der englische, französische und
spanische Wortlaut dieser Sat-
zung ist gleichermaßen authen-
tisch.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Annahme-
urkunde wurde am 25. Jänner 1990 beim Generaldirektor der Internationalen Organisation für Wanderung
hinterlegt; die Resolution ist für Österreich mit 25. Jänner 1990 in Kraft getreten.

Nach Mitteilung des Generaldirektors der IOM haben folgende weitere Staaten die Resolution
angenommen:

Australien, Bolivien, Bundesrepublik Deutschland, Dänemark, El Salvador, Griechenland, Guatemala,
Honduras, Israel, Kenia, Kolumbien, Republik Korea, Luxemburg, Nicaragua, Niederlande, Norwegen,
Peru, Philippinen, Portugal, Schweiz, Thailand, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Staaten und Zypern.

Riegler
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